
BÜNDNIS 90 / DIE GRÜNEN 

IM AALENER STADTRAT 
 

 
                                             Haushaltsrede 2018 

 
Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister, 
liebe Kolleginnen und Kollegen, 
 
in einer Aalener Zeitung war am 08.11. diesen Jahres Folgendes zu lesen: 
 
“Das hat sich Oberkochens Bürgermeister Peter Traub anders vorgestellt. Statt Lob erntet er 
Kritik: Nicht einmal das Versprechen des südkoreanischen Werkzeugherstellers YG-1 1.000 
neue Arbeitsplätze im Gewerbegebiet am Rande der Stadt aufzubauen, weckt Begeisterung. 
Teile des Gemeinderats sind sauer, weil Traub sie nicht ins Vertrauen gezogen hat. Und jetzt 
verspürt der Bürgermeister auch noch Gegenwind aus der Wirtschaft.“  
 
Keine Angst, ich habe nicht versehentlich die Haushaltsrede meines Oberkochener Kollegen 
erwischt. Warum aber der Blick auf Oberkochen? Weil sich dort auf kommunaler Ebene 
etwas bisher nie Dagewesenes ereignet hat, das symptomatisch für die derzeitige Lage ist. 
Noch vor wenigen Jahren wäre ein Bürgermeister für die Ansiedlung eines Unternehmens 
dieser Größenordnung von der Wirtschaft hofiert und von einer überwältigenden Mehrheit des 
Gemeinderats gefeiert worden. Gleichgültig, wie er die Sache eingefädelt hätte und selbst 
wenn der Bau mitten im Wald errichtet worden wäre. 
 
Am gleichen Tag des oben zitierten Zeitungsberichts über Oberkochen haben die fünf 
Wirtschaftweisen für die ganze Bundesrepublik eine „Überauslastung“ der Wirtschaft 
festgestellt. Die Wirtschaft läuft auf derartig hohen Touren, dass sich der Arbeitsmarkt 
umgekehrt hat. Die Unternehmen, die Traub kritisiert haben, verweisen auf 300 eigene offene 
Stellen im Raum Oberkochen/Aalen, so dass die neuen Arbeitsplätze eine massive 
Konkurrenz um die „human resources“, wie man so schön in neudeutsch sagt, darstellen. 
 
Wir tun gut daran, diese absolute Ausnahmesituation im Blick zu behalten, wenn wir die 
Rahmenbedingungen für den Haushalt 2018 und die mittelfristige Finanzplanung bewerten.  
Sie schlägt sich in den Einnahmen der Stadt nieder. Die Kämmerin hat in ihrer Rede darauf 
hingewiesen: „Das Gesamtsteueraufkommen im Haushaltsjahr 2018 erreicht mit insgesamt 
rund 141,8 Mio Euro einen absoluten Höchststand im Vergleich zu den vergangenen Jahren“ 
Dies entspricht einem Zuwachs von sage und schreibe 67% in acht Jahren. Dank unserer 
Bürgerinnen und Bürger und der Unternehmen sprudeln die Geldquellen wie nie zuvor. Das 
ist eine außerordentlich erfreuliche Prognose. Aber es ist - mit Verlaub -  nicht normal. 
 
Der Etat und die mittelfristige Finanzplanung haben sich mit den Ausgaben sehr rasch 
angepasst. Und nicht nur das. Sogar in einer Zeit, in der Milch und Honig fließen, schaffen 
wir es, die Schulden von einem Tiefstand von derzeit 28 Mio Euro bis 2021 wieder auf 59 
Mio Euro  zu verdoppeln.  
Dies bewirken Investitionen und Neubauvorhaben im Rekordtempo einerseits und eine 
massive Steigerung der laufenden Ausgaben andererseits. 
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Es war richtig, jetzt massiv zu investieren, um Infrastruktur zu sanieren. Beispielhaft sei hier 
das Schulbausanierungsprogramm genannt. Es ist aber auch richtig, die Maschinerie jetzt 
nicht überhitzen zu lassen, sondern wieder auf einen auf Dauer gesunden Drehzahlbereich 
zurückzupegeln. 
 
Die zukünftigen Haushalte haben - mit Verlaub -  strukturell Fett angesetzt. Dabei wäre Ende 
dieses Jahres mit etwas Glück bei der weiteren Einnahmenentwicklung die Chance einer 
völligen Entschuldung der Stadt in den nächsten Jahren erstmals überhaupt denkbar 
geworden. Wir hätten zumindest den Ansatz einer Chance, nicht mehr auf Kredit unserer 
Nachkommen zu leben. Zinsen zu vermeiden, die wieder steigen werden, hieße jedes Jahr 
Geld zu sparen, das zukünftig investiert werden könnte. Ganz im Sinne Ihrer Haushaltsrede 
Herr Rentschler „Jetzt oder nie“, von Ihnen allerdings darauf bezogen, das Geld lieber heute 
auszugeben. 
 
Insoweit eine verpasste Chance ist der Kulturbahnhof. Dieses sehr teure Projekt, zudem mit 
hohen Folgekosten, ist auf dem Weg und wird einen Löwenanteil an der Verschuldung der 
nächsten Jahre ausmachen. Es ist aber beschlossen und damit nicht mehr rückholbar. Hier hat 
die Mehrheit anders entschieden, was wir zu respektieren haben. Anders sieht es aber beim 
Steg beim Stadtoval aus. Da ist die Salami nur auf- aber noch nicht abgeschnitten. Da wäre 
noch etwas zu machen. Während der Steg immer teurer wird, fehlt ein Grundsatzbeschluss. 
Die Kosten sind nach derzeitigem Stand von rund 3,8 Mio Euro auf 5,2 Mio Euro gestiegen. 
Der Steg ist aus unserer Sicht funktionell schwach. Falsch ausgerichtet, auf Grund der 
Höhendifferenz über Aufzüge erschlossen und damit zeitintensiv, Wind und Wetter ausgesetzt 
und radfahreruntauglich. Hinzu werden noch hohe Betriebskosten kommen. Kurz gesagt: 
Teuer und wenig Funktion: Ein miserables Kosten-Nutzen-Verhältnis. Wir beantragen 
deshalb die Streichung der für den Steg eingesetzten Mittel. 
 
Wir beantragen ferner, den Haushalt 2018 und insbesondere die mittelfristige Finanzplanung 
im KBFA und Gemeinderat im 1.Quartal nächsten Jahres nochmals intensiv gesondert zu 
überprüfen und mit dem Ziel zu beraten, Projekte zeitlich zu strecken und weniger neue 
Bauvorhaben parallel laufen zu lassen. Davon ausgenommen werden sollen bereits begonnene 
Bauprojekte, das Schulbausanierungsprogramm, Bildung und Betreuung und der 
Wohnungsbau sowie die Umsetzung des Bäderkonzepts. 
 
Damit sollen vier Ziele verfolgt werden: 
1. Ein Wiederanstieg der Schuldenbelastung soll vermieden werden. 
2. Das Personal, vor allem im technischen Bereich, soll so weit entlastet werden, dass  
    die derzeitige teilweise Überlastungssituation nicht durch noch mehr Personal             
    ausgeglichen werden muss.  
3.  Eine strukturelle Entlastung der Haushalte.    
4.  Eine weitere Verschärfung der Raumsituation im Rathaus zu vermeiden. 
 
Wir stellen ferner den Antrag, dass mit der Rathaussanierung erst nach Fertigstellung des 
Kulturbahnhofs und der vollständigen Umsetzung des Bäderkonzepts begonnen wird. Diese 
Vorgabe soll wesentlicher Bestandteil  der Streckung der mittelfristigen Finanzplanung 
gemäß dem obigen Antrag sein. 
 
Die massive strukturelle Mehrbelastung des Haushalts durch laufende Ausgaben macht sich 
u.a. an einer beeindruckenden Zahl fest: Innerhalb von nur 5 Jahren hat sich die Anzahl der 
Stellen im Stellenplan der Stadt um 11% erhöht. 
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Allerdings müssen wir bei der Analyse dieser Situation sehr vorsichtig sein. Denn trotz der 
Stellenmehrung hat sich der Arbeitsdruck in großen Teilen der Verwaltung weiter drastisch 
erhöht. Wie ist das zu erklären?  
 
Zum einen haben wir natürlich einen massiven Aufgabenzuwachs im Bereich Kita- und 
Grundschulbetreuung. Allein 10 von 21,25 neuen Stellen in 2018 betreffen Bildung und 
Betreuung. Das ist auch richtig. Jeder Euro, der hier ausgegeben wird, ist gutes Geld und eine 
echte Investition in die Zukunft. Hier werden wir gefordert sein, den Erzieherinnen und 
Erziehern attraktive Arbeitsbedingungen zu bieten, ansonsten verlieren wir Fachkräfte an den 
privaten Markt. Die Betriebskindergärten sind hier harte Wettbewerber für die Stadt. 
 
Zum anderen aber hat der Stellenzuwachs, vor allem im technischen Bereich, seine Ursache 
darin, dass so viele Vorhaben so schnell wie nie parallel bearbeitet werden müssen. Deshalb 
auch unser obiger Antrag, die „Drehzahl“ aus dem roten Bereich wenigstens wieder auf 
„gelb/grün“ zurückzufahren. Das ist die wirksamste Entlastung für die Menschen in der 
Verwaltung und bietet gleichzeitig die Chance, die mittelfristige Finanzplanung ins Lot zu 
bringen. 
 
Wir müssen aber auch Aufgabenkritik üben, um nicht Speck anzusetzen, der uns bei einer 
schlechteren Wirtschaftslage unsere gesamte Finanzplanung um die Ohren fliegen lässt. 
 
Es ist jetzt Zeit für Strukturreformen, damit wir bei nachlassender Konjunktur und steigenden 
Zinsen zukunftsfähig bleiben. 
Dabei sticht ein Thema ins Auge: Die dezentrale Verwaltung. Eine Stadtverwaltung mit sage 
und schreibe acht Rathäusern ist ein anachronistischer Unsinn sondergleichen. Diese 
Doppelstrukturen verschwenden Personal und fressen Kosten für Investitionen und Unterhalt 
von Gebäuden. Was war es für ein Jammern und Wehklagen, als die Bauhöfe zentralisiert 
wurden. Auch damals haben wir immer wieder gebohrt und darauf hingewiesen, dass diese 
Doppelstrukturen Geld kosten, aber dem Bürger nichts bringen. Es hat lange gedauert, aber 
dann hatte der damalige OB Pfeifle schließlich den Mut, dieses Thema nach längerer Zeit 
aufzugreifen. Es hat gewaltig geknirscht – und es läuft heute reibungslos. 
Lebensqualität für die Ortschaften bringen Kitas, Schulen, Begegnungsstätten, 
Schwimmbäder, Sportstätten, lebendige Ortskerne etc. etc.  Ein Rathaus nicht. 
 
Wir stellen deshalb folgenden Antrag: 
Die Verwaltung wird beauftragt, ein Konzept zur Straffung der dezentralen  Verwaltung zu 
erarbeiten, das folgende Eckpunkte enthält: 
1. Einrichtung von Außenstellen des Rathauses Aalen unter Anmietung reduzierter Flächen 

in den Teilorten, die jeweils einen Tag in der Woche geöffnet sind und für die vom 
Rathaus aus dafür geschulte Mitarbeiter („Allrounder“) entsandt werden.  

2. Einrichtung eines mobilen Dienstes für Menschen, die auf Grund einer Behinderung            
oder Krankheit nicht in der Lage sind, Behördengänge zu einem Rathaus zu erledigen. 

3. Verkauf der Rathäuser in den Teilorten. 
4. Der Erlös des Immobilienverkaufs soll in den Ortschaften für den sozialen Wohnungsbau 

eingesetzt werden. 
5. Die Hälfte der Kostenreduzierung durch Straffung der Verwaltung von überschlägig etwa 

800.000.- bis 1 Million Euro jährlich soll ebenfalls für den weiteren Ausbau des sozialen 
Wohnungsbaues bzw. zur Aufstockung des Aalener Modells eingesetzt werden. Die 
andere Hälfte, um den Schuldendienst zu reduzieren. 
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Wohnungspreise und Mieten laufen in Aalen davon. Die Wohnungen, die heute gebaut 
werden, gehören praktisch durchgängig dem höheren Preissegment an. Die zusätzliche 
Schaffung bezahlbaren Wohnraums muss für uns eine vorrangige Aufgabe werden. 
Deshalb stellen wir folgenden Antrag: 
Alle Instrumente der Wohnraumpolitik (Quotenregelungen für sozialen Wohnungsbau in 
Bebauungsplänen oder Grundstückskaufverträgen und Fördermaßnahmen) werden von der 
Verwaltung zusammengestellt, aufgearbeitet und dem Gemeinderat zur Verabschiedung 
entsprechender  Maßnahmen vorgelegt. Ziel ist es, das Angebot an bezahlbarem 
Mietwohnraum nochmals deutlich zu steigern. 
 
Vorrangig ist für uns auch die Sanierung und Neuaufstellung unserer Bäder. Dabei muss das 
Konzept so gestaltet sein, dass es gleichermaßen Familien, Kindern, Jugendlichen, Senioren 
Schulen und Vereinen zu Gute kommt und noch bezahlbar ist. Dies ist dem Bädergutachter 
mit seiner Variante eines Kombibads mit 25-Meter-Becken innen und 50 Meter-Becken außen 
hervorragend gelungen. Die Verbreiterung des Hallenbeckens auf 8 Bahnen eröffnet die 
Möglichkeit, das Hallenbad abends für Vereine und Öffentlichkeit zu nutzen. Derzeit bleibt es 
an vier Abenden für die allgemeine Nutzung geschlossen. Die Vereine erhalten zukünftig 
rund 50% mehr Trainingskapazitäten und draußen ein wettkampffähiges 50-Meter-Becken, 
das über das Jahr länger nutzbar ist. Die Kapazitäten für die Schulen steigen sogar um 100%. 
Das ist wichtig. Denn wir dürfen nicht hinnehmen, dass immer mehr Grundschulkinder nicht 
schwimmen können! Schließlich umfasst die vom Gutachter vorgeschlagene Variante ein 
extra Sprungbecken. Kinder und Jugendliche können sich beim Springen austoben und auch 
ältere Menschen, die in der Bewegung eingeschränkt sind, ungestört schwimmen. 
Weitergehende Wünsche der Sportvereine sind aus deren Sicht verständlich, aber aus unseres 
Erachtens nicht mehr verantwortungsbewusst finanzierbar. Auch wollen die Bürger 
überwiegend ihr großes Kernstadtfreibad behalten und nicht das große Becken in der Halle. 
 
Lassen Sie mich an dieser Stelle noch unseren ausdrücklichen Dank an die Stadtwerke sagen, 
dass sie den Betrieb unsere Bäder so gut und auch für die Stadt wirtschaftlich sinnvoll 
erledigen. Wir bekennen uns zu weiterhin so qualifiziert aufgestellten Stadtwerken und zwar 
auch in Zukunft zu 100% in eigener städtischer Hand. 
 
Es freut uns sehr, dass der Bahnhalt West kommt und danken dem Verkehrsministerium 
Baden-Württemberg und allen hier in der Region, die sich dafür eingesetzt haben. Wer im 
autogewohnten Tiefbauamt hätte gedacht, dass er einmal einen Bahnhof planen darf? 
Der Bahnhof ist ein attraktives Angebot für die wachsende Weststadt und schafft in dessen 
Umfeld hervorragende Bedingungen für Investoren, sowohl im Wohnungsbau als auch im 
Dienstleistungssektor. Er entlastet die Straßen, spart damit an anderer Stelle Kosten und ist 
praktizierter Klimaschutz. 
 
Nicht so gut sieht es leider für den Radverkehr aus. Die für 2018 für den Radweg entlang des 
Kochers beim Kaufland eingesetzten Mittel sind ein Placebo. In 2018 wird mangels Baureife 
nichts ausgegeben werden können. Dann geht es dem Vorhaben wie dem dringend 
notwendigen Radweg zwischen Dewangen und Fachsenfeld letztes Jahr, der am Grunderwerb 
scheiterte: Geld im Haushalt, aber kein Radweg. Und ein geschotterter Weg zwischen Limes-
Thermen und Lauchhof ist sicher ein schöner Freizeitweg. Wichtig sind aber vor allem 
sichere Wegeverbindungen für Radler in der Stadt, vor allem für den Schülerverkehr! Und da 
sieht es nach wie vor sehr schlecht aus. Nicht ohne Grund wird Aalen im Radklimaindex 
immer so schlecht bewertet. 
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Auf dem Rötenberg macht es die Topografie eingeschränkt mobilen Menschen sehr schwer, 
Einkäufe, Arztbesuche etc. zu tätigen und am Leben in der Stadt teilzunehmen. 
Der Treppenweg vom Stadtoval her ist viel zu steil und mit Rollator oder      
Kinderwagen nicht zu begehen. Die Alternative über die Charlottenstraße ist für 
Rollstuhlfahrer ebenfalls zu schwierig und für viele ein enormer Umweg. Erschwerend 
kommt hinzu, dass kein Bus in das höher gelegene Wohngebiet fährt. Wir beantragen deshalb, 
ein Konzept für die verbesserte Anbindung des Rötenbergs für gehbehinderte und ältere 
Menschen zu erstellen. Dabei sind sowohl die Wegebeziehungen für eingeschränkt mobile 
Menschen zu überprüfen und zu verbessern als auch in Zusammenarbeit mit dem 
Nachbarschaftszentrum Rötenberg ein Fahrangebot mit dem Kleinbus zu erarbeiten.  
 
Das ehrenamtliche Engagement ist von unschätzbarem Wert für die Gesellschaft. Wir 
beantragen deshalb einen Bericht der Verwaltung, wie dieses zukünftig innerhalb des 
Rathauses personell unterstützt wird, nachdem die frühere Stelle von Frau Dambacher bzw. 
Herrn Ehrbacher weggefallen ist. 
 
Unsere Fraktion stellt weiter noch folgende Anträge: 
 
1. Die Ersatzbeschaffung eines Fahrzeugs für das Stadtmessungsamt soll nicht optional, 
sondern zwingend durch ein Elektrofahrzeug erfolgen. 
 
2. Der Haushaltsansatz für Baumpflanzprogramm und Hundetoiletten im Straßenbereich wird 
nicht gegenüber dem Jahr 2017 halbiert, sondern mit 20.000.- Euro jährlich fortgeführt.  
 
3. Die Haushaltsansätze für die Ausstattung öffentlicher Grünanlagen und das 
Baumpflanzprogramm (Wohnungsumfeldmaßnahmen) werden nicht jeweils auf 0 reduziert, 
sondern im bisherigen Umfang mit jeweils 5.000. Euro fortgeführt. 
 
4. Der Zuschuss für die Kindergärten für Unvorhergesehenes, um kleine Bedarfe decken zu 
können, wird nicht ab 2018 auf 0 reduziert, sondern wie 2017 mit 5.000.- Euro jährlich 
fortgeführt. 
 
5. In der Fußgängerzone werden mehr Ruhebänke aufgestellt, damit sich ältere Menschen 
zwischendurch ausruhen können. Vor allem am Marktplatz wurden vor einigen Jahren Bänke 
abgebaut und nicht ersetzt.  
 
6. Die Verwaltung wird beauftragt, über die Aufstellungsorte und die Leerungsintervalle von   
Papierkörben, insbesondere in der Aalener Innenstadt und in Bereichen mit hoher    
Besucherfrequenz, Bericht zu erstatten. Vor allem bei Ruhebänken und im Randbereich      
der Innenstadt brauchen wir mehr Abfallbehälter. 
Wir sind uns der Problematik möglicher wilder Hausmülleinwürfe bewusst. Auf der anderen 
Seite muss es Möglichkeiten geben, Abfall, der z.B. im Zusammenhang mit der 
Konsumierung von Nahrungsmitteln in der Stadt entsteht, zu entsorgen, um ein Wegwerfen 
zu vermeiden. 
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Zum Schluss sagen wir allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Stadt herzlichen Dank für 
Ihren enormen Einsatz in einer bewegten Zeit. Bei Ihnen Frau Faußner und Ihrem Team 
bedanken wir uns für die solide Arbeit und die jederzeit kompetenten Auskünfte. 
 
 
Michael Fleischer 
 
(Es gilt das gesprochene Wort)       
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